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Steuerpolitik. Wer mit wem künftig in Berlin regiert, hängt nicht zuletzt von 
einer Einigung in Sachen Steuern ab. Lenkt man den Blick weg vom parteipo-
litischen Tauziehen auf die finanziellen Fakten, wird klar: Der Staat nimmt schon 
jetzt genug Geld ein, um notwendige Investitionen bezahlen zu können.

geschnürt. Unter anderem sollten 
der Spitzensatz in der Einkommens-
steuer auf 49 Prozent angehoben 
und die Vermögenssteuer wieder 
eingeführt werden (vgl. iwd 33/2013). 
CDU und CSU hatten dagegen jeg-
lichen Steuererhöhungen eine ein-
deutige Absage erteilt.

Unabhängig davon, ob man das 
Wahlergebnis als Votum gegen hö-
here Steuern interpretiert – in jedem 
Fall wird die Bildung einer Regie-
rungskoalition Kompromisse erfor-
dern, auch beim Thema Steuern. Am 
Ende gilt es jedoch, einen ökono-
misch sinnvollen Kurs in der Steuer-
politik einzuschlagen. Um hier kla-
rer zu sehen, lohnt es sich, einige 
Fragen zu den finanzpolitischen 
Fakten zu stellen:

•	 Geht es dem Staat finanziell 
schlecht? Hier lautet die Antwort 
eindeutig „Nein“. Zwar haben Bund, 
Länder und Gemeinden in früheren 
Jahren oft erhebliche Defizite in ih-
ren Budgets eingefahren. Doch die 
jüngsten Haushaltszahlen sind er-
freulich:

Der deutsche Staat erzielte im Jahr 
2012 insgesamt einen Überschuss von 
2,2 Milliarden Euro. Im ersten Halb-
jahr 2013 lagen die Einnahmen sogar 
um 8,5 Milliarden Euro über den 
Ausgaben.

Dabei verbuchten die Städte und 
Gemeinden zwischen Januar und 
Juni 2013 mit 5,2 Milliarden 
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zungsweise 85 Milli-
arden Euro. 
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Kommen sie oder kommen sie 
nicht? Steuererhöhungen gehören zu 
den zentralen Themen im derzei-
tigen Berliner Koalitionspoker. Die 
Ausgangspositionen sind dabei recht 
konträr. So hatten SPD und Grüne 
in ihren Wahlprogrammen jeweils 
ein dickes Steuererhöhungspaket 
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ab 2013: Steuerschätzung
Ursprungsdaten: Bundesministerium der Finanzen

Unternehmenssteuern in Deutschland
in Milliarden Euro

Insgesamt

Einkommens-
steuer der
Gewerbebetriebe

Körperschafts-
steuer der Kapital-
gesellschaften

Gewerbesteuer

2009

87,7

2010

93,3

2011

105,3

2012

112,0

2013

114,8

2014

120,1
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arden Euro an Steuern zahlen – gut 
30 Prozent mehr als noch 2009.

Für 2014 erwarten die Steuer
schätzer sogar ein Steueraufkommen 
in Höhe von 120 Milliarden Euro.

Unterm Strich haben Bund, Län
der und Gemeinden also genug 
Geld, sofern sie mit den Steuerein
nahmen sorgfältig umgehen. Dann 
reicht der finanzielle Spielraum auch 
für die dringend benötigten Investi
tionsmittel, beispielsweise die etwa 
7 Milliarden Euro, die es zur Sanie
rung des Straßenverkehrsnetzes 
bräuchte (vgl. iwd 40/2013).

Als wohltätige Institution könnte 
der Staat im Übrigen selbst dann 
nicht auftreten, wenn die von SPD 
und Grünen geforderten Steuer
erhöhungen tatsächlich kämen. So 
wäre zum Beispiel die Erhöhung des 
Spitzensatzes in der Einkommens
steuer wenig ergiebig. Die heutige 
Reichensteuer etwa, also die Ein
kommenssteuer von 45 statt 42 Pro
zent ab rund 250.000 Euro zu ver
steuerndem Jahreseinkommen, 
bringt dem Fiskus lediglich rund 1,5 
Milliarden Euro pro Jahr ein.

Die Steuerquote, also die Relation 
der staatlichen Steuereinnahmen zum 
Bruttoinlandsprodukt, ist seit dem 
Jahr 2004 um mehr als 2 Punkte auf 
fast 24 Prozent gestiegen.

Im kommenden Jahr dürfte die 
Quote nochmals leicht höher sein als 
2013 – so die aktuelle Prognose der 
Steuerschätzer.

•	 Zahlen Reiche und Unternehmen 
immer weniger Steuern? Diese oft 
geäußerte Vermutung hält dem Fak
tencheck ebenfalls nicht stand. Zwar 
hat die damalige – rotgrüne – Bun
desregierung im Zuge der Steuerre
form 2000 den Spitzensteuersatz der 
Einkommenssteuer gesenkt, im Ge
genzug allerdings die Bemessungs
grundlage verbreitert. Unterm Strich 
hat die Reform die Gutverdiener 
stärker belastet: Im Jahr 2011 zahl
ten die 10 Prozent der Steuerpflich
tigen mit den höchsten Einkommen 
54,6 Prozent der gesamten Einkom
menssteuer – 1998 betrug der ent
sprechende Anteil erst 52,2 Prozent.

Auch die Wirtschaft führt eher 
immer mehr statt weniger Geld an 
den Fiskus ab (Grafik Seite 1):

Im laufenden Jahr werden die Un-
ternehmen insgesamt fast 115 Milli-

Euro ein dickes Plus – obwohl 
vor allem sie zuletzt eine finanzielle 
Misere beklagten. Zwar geht es bei 
weitem nicht allen Kommunen gut. 
Doch angesichts des Gesamtüber
schusses dürften sich so manche 
Probleme durch eine bessere Vertei
lung der Einnahmen lösen lassen.

•	 Nimmt der Staat zu wenig ein? 
Nicht nur die Salden der staatlichen 
Etats waren zuletzt zufriedenstel
lend; gerade auch auf der Einnah
menseite gibt es keinen Grund zum 
Jammern:

Die Summe der in Deutschland 
gezahlten Steuern stieg im Jahr 2012 
auf den Rekordwert von annähernd 
620 Milliarden Euro.

Im ersten Halbjahr 2013 übertra
fen die Steuereinnahmen von Bund 
und Ländern das Vorjahresniveau 
erneut um 3,5 Prozent – bei stei
gender Tendenz.

Angesichts dessen ist kaum nach
vollziehbar, warum einige Landesre
gierungen beklagen, sie hätten zu 
wenig Geld, um ihre Defizite abzu
bauen. Dies gilt umso mehr, als die 
Steuereinnahmen zuletzt meist sogar 
stärker zugelegt haben als die Wirt
schaftsleistung (Grafik):
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ab 2013: Prognose; Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Die Steuerquote
steigt
Steuerzahlungen
in Prozent des Brutto-
inlandsprodukts
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Teures Wahlversprechen

Mütterrente. Die Union möchte die 
Erziehungszeiten von Eltern, deren Kin-
der vor 1992 geboren wurden, stärker 
honorieren. Finanziert werden soll die-
se zusätzliche Mütterrente aus den 
Rücklagen der Rentenversicherung – 
doch die wären schnell aufgebraucht.

Die Mütterrente ist kein neues 
sozialpolitisches Instrument, denn 
seit 1986 werden Kindererziehungs
zeiten anerkannt. Seit 1992 macht 
der Gesetzgeber indes bei der An
rechnung von Erziehungszeiten für 
die Rente je nach Alter der Spröss
linge einen Unterschied:

•	 Müttern oder Vätern, deren Kin
der 1992 oder später zur Welt ka
men, werden bis zu drei Jahre als 
Erziehungszeit angerechnet. Da
durch kann die monatliche Brutto
rente derzeit pro Anrechnungsjahr 
und Kind in Westdeutschland um 28 
Euro und im Osten um 25 Euro 
höher ausfallen.

•	 Für Kinder, die vor 1992 geboren 
wurden, akzeptiert die Rentenkasse 
grundsätzlich nur ein Erziehungs
jahr pro Sprössling.

Diesen Unterschied will die Union 
verringern und den Müttern oder Vä-
tern älterer Kinder bis zu zwei 
Erziehungs jahre gutschreiben.

Was auf den ersten Blick gerecht 
wirkt, entpuppt sich bei genauerem 
Hinsehen als finanz und sozialpoli
tischer Sprengstoff:

Finanzierungslücke. Der Extrabo
nus für Mütter von älteren Kindern 
reißt ein großes Loch in die Renten
kasse: Nach heutigen Verhältnissen 
kostet die zusätzliche Mütterrente 
6,5 Milliarden Euro jährlich. Allein 
in der neuen Legislaturperiode wür

de das für die Rentenversicherung 
Mehrausgaben in Höhe von zusam
men 26 Milliarden Euro bedeuten.

Diese Rechnung berücksichtigt 
aber nur den Status quo. Die allge
meinen Rentenerhöhungen und eine 
steigende Zahl an begünstigten 
Rentnerinnen sorgen für einen zu
sätzlichen Ausgabenschub.

Vorsichtig gerechnet kostet die 
Mütterrente dadurch bis 2017 etwa 
26,6 Milliarden Euro, bis 2025 steigt 
die zusätzliche Finanzierungslast auf 
insgesamt knapp 85 Milliarden Euro.

Die derzeitige Rücklage von gut 
27 Milliarden Euro hält da nicht 
lange vor (Grafik). Spätestens 2016 
wäre der Puffer, der eigentlich der 
Abfederung konjunkturell bedingter 
Schwankungen vorbehalten ist, ab
geschmolzen. Da gesetzlich aber eine 
Mindestreserve von 0,2 Monatsaus
gaben vorgeschrieben ist – das ent
spricht derzeit 3,6 Milliarden Euro 
–, würde Anfang 2016 eine Beitrags
satzerhöhung notwendig.

Nach heutigem Stand müssten die 
Beitragszahler dann auf Dauer für 
die zusätzliche Mütterrente einen um 
mindestens 0,7 Prozentpunkte hö
heren Beitragssatz stemmen.

Kein Mittel gegen Armut. Die 28 
Euro im Westen bzw. 25 Euro im 
Osten, die die Mütter nach aktu
ellem Stand zusätzlich bekämen, 
dürften kaum ausreichen, die Situa
tion armer Rentnerinnen zu verbes
sern – zumal auch noch Kranken 
und Pflegebeiträge davon gezahlt 
werden müssen. Umgekehrt drohen 
teure Mitnahmeeffekte, weil auch 
jenen Rentnerinnen der Bonus zu
stünde, die vermögend oder über 
ihren Partner abgesichert sind.

Keine Gerechtigkeitsdefizite. Die 
zusätzliche Mütterrente käme vor 
allem Frauen zugute, die bereits 
Rente beziehen. Gerade diese Müt
ter hatten in der Vergangenheit aber 
Privilegien – wie die Rente mit 60 
ohne Abschlag –, die jüngere Frauen 
nie haben werden. 
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Annahme: fortlaufende Lohnangleichung zwischen neuen und alten Bundesländern;
der Beitragssatz von 18,9 Prozent kann bis zum Jahr 2018 konstant gehalten werden
(Stand: Herbst 2012); Ursprungsdaten: Bundesregierung

Zusätzliche Mütterrente reißt Loch in Rentenkasse
Nach Plänen der Union sollen Mütter oder Väter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden,
künftig für die Erziehungszeit eine doppelt so hohe Mütter- oder Väterrente erhalten wie bisher.
Die zusätzlichen Kosten dafür belaufen sich auf rund 6,5 Milliarden Euro pro Jahr und fressen
nach und nach die Rücklagen der Rentenversicherung auf.

Nach Plänen der Union sollen Mütter oder Väter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden,
künftig für die Erziehungszeit eine doppelt so hohe Mütter- oder Väterrente erhalten wie bisher.
Die zusätzlichen Kosten dafür belaufen sich auf rund 6,5 Milliarden Euro pro Jahr und fressen
nach und nach die Rücklagen der Rentenversicherung auf. Angaben in Milliarden Euro

Rücklage
nach geltendem
Rentenrecht

2013

Kosten für die
zusätzliche Mütter-
rente kumuliert

Rücklage der Rentenversicherung
nach Gesetzesänderung 

2014

2015

2016

2017

2018

2019

2020

2025 6,9 78,0 -71,1

27,3

25,9

23,3

19,3

15,1

 8,9

 5,5

 5,0

6,5

13,0

19,5

26,0

32,5

39,0

45,5

19,4

10,3

-0,2

-10,9

-23,6

-33,5

-40,5



blik im Wettbewerb um ausländi sche 
Studenten verschlechtert: Während 
im Jahr 2000 noch 9 Prozent aller 
Auslandsstuden ten in Deutschland 
studierten, waren es 2011 nur noch 
6,3 Prozent der welt weit 4,3 Mil
lionen Studenten, die jen seits der 
Heimat eingeschrieben waren.

Angesichts des demografischen 
Wandels und dem damit einherge

demische Ausländer übrig – also die, 
die tatsächlich zu Studienzwecken 
nach Deutschland eingereist sind. 

Obwohl sich zuletzt immer mehr 
internationale Studenten an deut
schen Hochschulen eingeschrieben 
haben – 2011 betrug der Anteil der 
sogenannten Bildungs ausländer an 
allen Erstsemes tern fast 15 Prozent –, 
hat sich die Position der Bundesrepu

Sie heißen Li und Ljudmila, Dilip 
und Françoise: Im Jahr 2011 – aktu
ellere Zahlen gibt es nicht – studierten 
in Deutschland 272.700 Personen mit 
einem ausländischen Pass. Lässt man 
die jungen Leute außer Acht, die in 
der Bundesrepublik aufgewachsen 
sind und hier ihre Hochschulzugangs
berechtigung erworben haben, blei
ben annähernd 185.000 „echte“ aka
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Indien USA Italien TürkeiRusslandChina Polen Ukraine BulgarienFrankreich

Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Wer bleibt
So viele Ausländer, die zum Studium nach Deutschland kamen
und zwischen 2001 und 2010 ihren Abschluss gemacht haben,
lebten auch 2011 noch in der Bundesrepublik
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Wer was studiert
So viel Prozent der Ausländer, die zum Studium nach Deutschland kamen,
zwischen 2001 und 2010 ihren Abschluss gemacht haben
und 2011 noch in der Bundesrepublik lebten, hatten einen Abschluss in ...

zum Vergleich:
Einheimische

Ausländer

… Rechts-, Wirtschafts- und 
 Sozialwissenschaften

… Mathematik oder
 Naturwissenschaften
… Erziehungs-, Sprach- oder
 Kulturwissenschaften

… Ingenieurwissenschaften

… Sonstige / ohne Angabe
… Gesundheitswissenschaften

23,7
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schlüssen verstärkt für den deutschen 
Arbeitsmarkt weitergebildet würden.

Doch es gibt auch gute Nachrich-
ten: Fast die Hälfte der ausländischen 
Studenten bleibt nach dem Hoch-
schulabschluss in Deutschland – bis-
lang ging man von weit weniger aus. 
Um weitere Akademiker fürs Bleiben 
zu begeistern, sollten deshalb die Zu-
wanderungsinformationen verbessert, 
die Auflagen für Praktika und Werk-
studententätigkeiten für Ausländer 
aus Drittstaaten gelockert und die 
Willkommenskultur gestärkt werden.

henden Fachkräftemangel ist das   
keine wünschenswerte Entwicklung. 
Doch auch bei der beruflichen Bil-
dung drückt der Schuh. Zwar konnte 
Deutschland zuletzt einige junge Leu-
te aus den europäischen Krisenlän-
dern gewinnen, weil sie hier eine        
Berufsausbildung begonnen haben, 
doch unterm Strich kommen noch 
relativ wenige Einwanderer wegen 
einer Lehrstelle in die Bundesrepu-
blik. Zusätzliche Fachkräfte ließen 
sich darüber hinaus rekrutieren, wenn 
Personen mit ausländischen Ab-
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Die zehn beliebtesten Berufe
So viel Prozent der erwerbstätigen Ausländer, die
zum Studium nach Deutschland kamen, zwischen 
2001 und 2010 ihren Abschluss gemacht haben
und auch 2011 noch in der Bundesrepublik lebten,
arbeiteten als ...

… Wissenschaftler

… Ingenieur (ohne nähere Angaben)

… Softwareentwickler

… Unternehmer, Geschäftsführer 

… Hochschullehrer und 
 verwandte Berufe

… Arzt

… Bürofachkraft, Kauf-
 männischer Angestellter
… Ingenieur des Maschinen-, 
 Apparate- und Fahrzeugbaus

… Lehrer für musische Fächer

… Elektroingenieur

5,4

5,1

4,8

4,6

3,7

3,0

2,6

2,5

2,4

2,4
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Wie viele bleiben
Die Ausländer, die zum Studium nach Deutschland kamen, ...

davon: aus der 
EU-28 und gleich-
gestellten Staaten

davon: 
aus Dritt-
staaten

Insgesamt

189.896

84.100

67.910

35.300

121.986

48.800

... haben zwischen 
2001 und 2010
so viele Abschlüsse
gemacht

Von diesen Bildungs-
ausländern lebten
2011 noch so viele
in Deutschland

in Prozent
44,3 52,0 40,0
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Selten arbeitslos
So viel Prozent der Ausländer, die zum Studium nach Deutschland 
kamen, zwischen 2001 und 2010 ihren Abschluss gemacht haben
und auch 2011 noch in der Bundesrepublik lebten, waren ...

Frauen

zum Vergleich:
Einheimische

…erwerbstätig

…arbeitslos

…nicht erwerbstätig

…erwerbstätig

…arbeitslos

…nicht erwerbstätig

92
1
7

74
3

23 9
2

2
4

89
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Auf Kosten der Beschäftigung 

Mindestlohn. Gewerkschaften und 
manche Politiker behaupten, die Ein-
führung eines Mindestlohns in Deutsch-
land habe keine negativen Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt. Eine 
Auswertung von acht Studien über 
tarifliche Branchenmindestlöhne 
kommt zu anderen Ergebnissen. 

In zwölf Branchen existieren mitt-
lerweile tarifliche Mindestlöhne auf 
der Grundlage des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes oder des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes. Die 
letzte Branche, für die ein Mindest-
lohn eingeführt wurde, ist das Ge-

rüstbauerhandwerk. Seit 1. August 
2013 gibt es dort mindestens 10 Euro 
je Stunde. Wissenschaftler sind sich 
nicht einig darüber, welche Folgen 
Mindestlöhne haben und ob sie die 
Arbeitslosigkeit erhöhen.

Das Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln (IW) hat deshalb ver-
schiedene Studien zu den Auswir-
kungen eines tariflichen Mindest-
lohns noch einmal etwas genauer 
unter die Lupe genommen. Unter-
sucht wurde dabei entweder, wie sich 
nach Einführung eines Mindest-
lohns die Branchenbeschäftigung 
entwickelt hat, oder, wie groß die 

Wahrscheinlichkeit war, dass die Be-
triebe die Mitarbeiter weiterbeschäf-
tigen bzw. neues Personal einstellen.

Für das Bauhauptgewerbe wur-
den eindeutig negative Auswirkung-
en auf die Beschäftigung in Ost-
deutschland festgestellt: Die Wahr-
scheinlichkeit, dass Unternehmen 
zusätzliche Mitarbeiter einstellen, ist 
um 2,7 Prozentpunkte gesunken 
(Grafik). Ein weiterer Negativeffekt 
zeigt sich im gesamtdeutschen Dach-
deckerhandwerk: Durch die Einfüh-
rung eines Mindestlohns fiel hier die 
Wahrscheinlichkeit, dass Unterneh-
men Mitarbeiter weiter beschäfti-
gen, im Schnitt um knapp 0,5 Pro-
zentpunkte. Für die Abfallwirtschaft 
sowie das Maler- und Lackierer-
handwerk ergeben die Studien zwar 
zum Teil positive Beschäftigungsef-
fekte, doch die Untersuchungen ha-
ben einen Haken: Entweder sind die 
Rechenergebnisse statistisch nicht 
zuverlässig oder es liegen gravie-
rende methodische Probleme vor.

Einzig für das Gebäudereiniger-
handwerk lässt sich ein positiver 
Beschäftigungseffekt nachweisen. 
Dort hatte die Einführung des Min-
destlohns 2007 zunächst negative 
Auswirkungen auf die Zahl der Ar-
beitsplätze; nach der Erhöhung des 
Mindestlohns 2008 stieg sie aber – 
möglicherweise, weil Minijobs in 
sozialversicherungspflichtige Teil-
zeitstellen umgewandelt wurden.
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Thomas Schuster: Mindestlohn
– Beschäftigungsrisiken höher
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Ursprungsdaten: Journal for Labour Market Research 2012, Boockmann 2012

Mindestlöhne und Beschäftigung
Auswirkung der Einführung eines branchenweiten Mindestlohns auf ...

Branche

Ergebnis statistisch

Gebäudereiniger-
Handwerk

... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, weitere
Mitarbeiter einzustellen

+1,9

Abfallwirtschaft
problematisch

zuverlässig

... die Beschäftigung
in der Branche +1,1

Maler- und 
Lackiererhandwerk

nicht zuverlässig... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, Mitarbeiter
weiter zu beschäftigen

+0,1

Pflegesektor ... die Beschäftigung
in der Branche -0,2

Elektrohandwerk
1997

... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, Mitarbeiter
weiter zu beschäftigen

-0,4

Dachdecker-
handwerk

... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, Mitarbeiter
weiter zu beschäftigen

-0,5

Elektrohandwerk
2007

... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, Mitarbeiter
weiter zu beschäftigen

-0,6

Bauhauptgewerbe
(West)

... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, weitere
Mitarbeiter einzustellen

-1,4

Bauhauptgewerbe
(Ost)

... die Wahrscheinlichkeit
der Unternehmen, weitere
Mitarbeiter einzustellen

-2,7

Wäscherei-
dienstleistungen

... die Beschäftigung
in der Branche -5,4

Veränderung in Prozentpunkten (+ höher, - geringer)



PIAAC-Studie. Erwachsene in Deutsch-
land schneiden im internationalen Ver-
gleich beim Lesen unterdurchschnitt-
lich und beim Rechnen durchschnittlich 
ab. Die PIAAC-Studie der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) liefert indes 
noch weitere Erkenntnisse. 

Mit dem Programme for the In-
ternational Assessment of  Adult 
Competencies (PIAAC) haben die 
Forscher der OECD das Alltagswis-
sen der Erwachsenen geprüft. Den 
Testpersonen wurden dabei unter-
schiedlich schwere Fragen gestellt. 
Zu den mittelschweren Aufgaben 
zählte etwa, anhand eines Bildes mit 
einem Thermometer, auf dem die 
Gradzahlen in Celsius und in Fah-
renheit angegeben waren, die Tem-
peratur in Grad Fahrenheit zu nen-
nen. Für jede richtige Antwort gab 
es eine bestimmte Punktzahl.

Abgefragt wurde das Wissen der 
16- bis 65-Jährigen auf drei Feldern:

1. Lesen. Hier erreichen die Er-
wachsenen in der Bundesrepublik 
270 Punkte, drei Punkte weniger als 
der OECD-Durchschnitt (Grafik):

Besorgniserregend ist der hohe An-
teil an Menschen in Deutschland, die 
lediglich kurze Texte mit einfachen 
Worten lesen können – er liegt bei 
annähernd 18 Prozent.

Am besten lesen können Japaner 
und Finnen, am schlechtesten Spa-
nier und Italiener.

Unterscheidet man die Teilneh-
mer der Studie nach Muttersprach-
lern und Nicht-Muttersprachlern, 
ergibt sich ein etwas anderes Bild:

Die in Deutschland geborenen Er-
wachsenen erreichen bei der Lese-
kompetenz 275 Punkte, Nicht-Mut-
tersprachler aber nur 241 Punkte.

Dieser Unterschied zeigt, wie 
wichtig es ist, auch die Migranten-
kinder in jungen Jahren zu bilden, 
um ihre Chancen zu verbessern.

2. Mathematik. Alltagsaufgaben, 
für die mathematisches Verständnis 
erforderlich ist, lösen Erwachsene in 
Deutschland mit im Schnitt 272 
Punkten etwas besser als Erwachse-
ne in anderen Ländern. Die besten 
Ergebnisse erreichen wieder Japan 
(288 Punkte) und Finnland (282 
Punkte), der Abstand zu Deutsch-
land ist aber geringer als beim Lesen.

Auffällig ist, dass die in Deutsch-
land geborenen Erwachsenen mit 
277 Punkten überdurchschnittlich 
gut abschneiden und Platz 8 im in-
ternationalen Ranking belegen.

Wenn die Zuwanderung von 
Hochqualifizierten steigt (vgl. Seite 
4-5), dürfte sich die Rechenkompe-
tenzlücke zwischen Einheimischen 
und Migranten deutlich verringern.

3. Technologiebasiertes Problem-
lösen. Rund 27 Prozent der Testper-
sonen OECD-weit haben keinerlei 
Erfahrungen mit Computern und 
können nicht einmal eine Maus be-
dienen. In Deutschland ist der Anteil 
der Computer-Unerfahrenen mit 
12,6 Prozent deutlich geringer.

Jüngere Erwachsene aus Deutsch-
land schneiden in allen Testbereichen 
besser ab als die älteren Teilnehmer. 
Mit den Aufgaben am besten zurecht 
kamen die 25- bis 34-Jährigen, am 
schlechtesten die Gruppe der 55- bis 
64-Jährigen. Dies deutet darauf hin, 
dass die Verbesserungen in den 
Schulen nach dem PISA-Schock von 
2001 langsam greifen.
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PIAAC: Programme for the International Assessment of Adult Competencies; an dieser Studie,
die die Kompetenzen von Erwachsenen im internationalen Vergleich untersucht, haben
pro Land mindestens 5.000 Erwachsene zwischen 16 und 65 Jahren teilgenommen
Quelle: OECD

Deutschland: Jeder sechste Erwachsene
liest wie ein Zehnjähriger
Ergebnisse der PIAAC-Studie im Bereich „Lesen“

4,9
10,7
11,7
12,5
13,3
12,3
13,0
11,8
11,6

16,4
12,8
15,5
15,7
17,5
17,5

15,3
17,5
18,7

21,5
27,5
27,7

Japan
Finnland
Niederlande
Australien
Schweden
Norwegen
Estland
Tschechien
Slowakei
Kanada
Südkorea
Durchschnitt
Dänemark
Deutschland
USA
Österreich
Irland
Polen
Frankreich
Spanien
Italien

296
288
284
280
279
278
276
274
274
273
273
273
271
270
270
269
267
267
262
252
250

Durchschnittliche Punktzahl
So viel Prozent der Teilnehmer sind höchstens in der Lage, kurze Texte mit einfachen Worten

zu lesen und ihnen in stark begrenztem Maße Informationen zu entnehmen

Schlecht lesen,
mittelmäßig
rechnen



Businessflugplätze. Für Firmen sind 
sie unverzichtbar – die kleinen Ver-
kehrslandeplätze im Umfeld großer 
Airports oder in der Provinz.

Schnelle Verbindungen zu Ge-
schäftskunden in Europa und darü-
ber hinaus sind für global aufgestell-
te Unternehmen überlebenswichtig. 
Davon lebt zum Beispiel der Provinz-
flughafen Mannheim im Chemical 
Valley. Und wenn keine Piste in der 
Nähe ist, dann werden Flugplätze 
auch schon einmal direkt von regio-
nal ansässigen Firmen betrieben – 
wie zum Beispiel jener im nordhes-
sischen Allendorf durch die Viess-
mann-Werke.

Einige der größten deutschen 
Businessflugplätze finden sich indes 
in der Nachbarschaft der großen 
Linienflughäfen – Egelsbach bei 
Frankfurt, Uetersen bei Hamburg, 
Augsburg in Bayern oder Schönha-
gen bei Berlin (Grafik). Sie profitie-
ren davon, dass die großen Airports 

längst an ihre Kapazitätsgrenzen 
gestoßen sind.

Egelsbach ist dabei mit insgesamt 
33.000 Starts pro Jahr klar die Num-
mer eins der Verkehrslandeplätze.

In Berlin ist die Situation für die 
Geschäftsflieger derzeit besonders 
prekär. Tempelhof wurde geschlos-
sen, Tegel platzt aus allen Nähten 
und der neue Hauptstadt-Airport 
Berlin Brandenburg dürfte nach sei-
ner Eröffnung – das ist jetzt schon 
absehbar – über kurz oder lang eben-
falls zu klein sein, um zusätzliche 
Businessflüge abzuwickeln.

Schönhagen im Süden Berlins hat 
sich nicht zuletzt deshalb zum wich-
tigsten Verkehrslandeplatz in Ost-
deutschland gemausert.

Ähnliche Probleme gibt es in Süd-
deutschland, nachdem der Bau der 

dritten Startbahn des Münchner 
Flughafens im Erdinger Moos vor-
erst gestoppt wurde. Als Airport für 
Firmen kommt nun nur das 60 Kilo-
meter entfernte Augsburg infrage, 
nachdem die Nutzung des ehema-
ligen Fliegerhorsts Fürstenfeldbruck 
aufgegeben wurde und auch Ober-
pfaffenhofen keine Berechtigung als 
Verkehrslandeplatz erhalten soll. 
Die geringe Priorität, die die Ge-
schäftsflieger in der Wirtschafts- und 
Regionalpolitik genießen, könnte 
sich langfristig rächen.

In vielen Regionen gibt es aller-
dings auch Flughäfen, die sich we-
gen der geringeren Auslastung über 
Businessjets freuen würden. Dies gilt 
für Kassel, wo der Airport ausge-
baut wurde und nun eine für Lang-
streckenflüge geeignete Bahn hat.
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ohne Segel- und Ultraleichtflugzeuge, Luftschiffe und Ballons
Quelle: Statistisches Bundesamt

Die größten
Provinzflugplätze
Flugzeugstarts 2012

gewerblicher Verkehr
davon:

Insgesamt

Essen-Mülheim

20.127 14.174

Mönchengladbach

23.007 19.003

Aachen-Merzbrück

16.125 8.192

Bonn-Hangelar

21.076 9.859

Egelsbach

32.986 15.210

Augsburg

23.349 10.245

Uetersen

23.551 15.855

Mannheim

18.873 8.136

Schönhagen

19.131 13.791

 Braunschweig-
Wolfsburg

15.000 6.382


